
1.Beiblatt Beiblatt zur P~mentskorrespondenz. 2.Ma.i 1949. 

U...! r c. g e b e a n t W 0 r tun g. 

In Beantwortung der Anfrage der Abg.lng.R a a b, K 0 s t r 0 u n 

und Genos sen, betreffend unzulängliche Verl8.utbar ung von Erlässen des Bundes­

ministeriums für Finanzen, teilt Bundesminister Dr.Z i m m e r man n mit: 

Das Amtsblatt der österreichischen Finanzverwaltung ist eine SomLllung 

von Vorsohritten, nach welchen die Fina.nzverwaltung zu handhaben ist und das 

daher nicht a.us~ohliesslich für Steuerpflichtige und deren Vertreter, sondern 

auoh für die Organe der Finanzverwaltung besti~~t ist. 

Lediglich der Umstand, dass das Amtsblat t qer ös terreichischenFinal1z­

verwaltung erst ab Juli 1947 erscheinen konnte, sowie z_ahlreiche technische 
-

Sohwierigkeiten brachten es mit sich, dass bei Verlautbarung der ergangenen 

Erlässe bedauerlicherweise Verzögerungen eingetreten sind. Das Bunde s mil1i st eriu:,. 

für FinanzoB ist jedoch bamüht gewesen, die Rechte der Steuerpflichtigen durch 

Verlautbarungen in der Presse zu wahren, wenn eben infolge dieser teohnisohen 

Sohwierigkeiten die rechtzeitige Publikation im Amtsblatt nicht hinreic~ßnd 

siohergestellt erschien .. Die das Abgabenre-<lht betreffenden und seit Wiedcr­

erriohtung der &; tetra chi sehen Finanzverwe.ltung ergangenen Erlässe wlll""den nun­

mehr in einer ~ol1derausgnbe verlautbart und der Rückstand somit im wesentliohen 

aufgeholt; um die zeitgerechte Verlautbarung aller Erlässe in Hinkunft si~her­

$ustellen, wurde die Herausgabe des Amtsblattes der 5sterreic~sehen Finanzver~ 

walt\Ulgan die österreiehi~che Staatsdruckerei übertrageno Die Inanspl'Uohnahme 

der Finanzlandesdirektionen.wegen Bekanntgabe von Ministerialerlässen wird sich 

daher in Hinkunf'te1'Übrigen. Sogenaruite interne, d.h.zur Verlautbarung nicht be­

stimmte Dienstanweisungen werden sich, wie auoh bei anderen Ressorts, nioht ver­

meiden lassen, da es viel zu weit führen würde, solche Dienstanweis ungen unein- . 

geschränkt zu verlautbare.n. Diese internen Dic::nstnnweisungen betreffen nänilicb. 

entweder ilen Dienstbetrieb oder seIlen eine richtige Handhabung der Gesetze be­

wirken, wenn im Wege der Dienstaufsioht oder duroh die Spruchpraxis des Ve~731-

tungsgeri oht sho fes Anhaltspunkte dafür gewonnen .rerden, dass Gesetze nicht 
( 

r1ehtig angewendet werden. Es wurden und werdenj edoch auch solche Dienst-

al\m~isungen 'publiziert, ~7Clm sie allgemein verbindliche, das Interesse der 

Steuerträger b~hrende -Weisungen beinllD.l ten~. In diesem Sinne wird der Erlass 

vom ll.August 1948, Z1.51 .. 7l7-9/48, betreffend aussergewöhnliehe Belastung 
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durch Beschäftipng einer HauE-lgehilfin demnächst verla.utbart werden, weil 

seine.Verlautbarung irrtümlich unterblieb. Die Verlautbarung des Erlasses 

'vom 7. April 1948, Zl.43.889-9/47, betreffend aussergewöhnliche Belastung, 

durch Beseitigung von Bor::tbe'nschäden unterblieb, weil es sich um eine. Ent schei­

dung anlässlich einer Dienstaufsichtsbeschwerde über eine unrichtige Handhabuni~ 

des § 33, Einkommensteuergesetz~andelte. 

DQrch die Übertragung der Herausgabe dcs!~tsblattes der 6sterrei­

ohisohen Finanzverwaltung an die österreichische Staatsdruckerei sind nunmehr 

alle teohnischen Voraussetzungen geschaffen, un auf dem kürzesten Wege mög­

lichst unverzfrgliCh alle Rechtsvorschriften der Finanzv~rwaltung im Amtsblatt 

der österreichisohen Finanzverwaltung zu publizieren, soweit sie die Interesse~ 

eines grösseren, nicht nomentlich genannten Personenkreises berühren. 

-.-.-.-.- .... 
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